
 

 Vorlagen-Nummer: 2024/90 
  

Dienststelle: D 1 Bürgermeister Bad Vilbel, 25.06.2024 
Sachbearbeiter / in: Bürgermeister Wysocki  
Vorlage für: 
Magistrat 08.07.2024 
Kultur- und Sozialausschuss 11.09.2024 
Stadtverordnetenversammlung 16.09.2024 

 
Betreff 
 

Vereinbarung der Städte Bad Vilbel und Karben mit der Musikschule Bad Vilbel & Karben e. V. für die Jahre 
2025-2027 
  
Sachverhalt / Begründung 
Die Musikschule Bad Vilbel & Karben e. V. ist mit rund 4.300 Schülerinnen und Schülerinnen die drittgrößte 
Einrichtung für kulturelle und musikalische Bildung in Hessen. Sie kooperiert mit Schulen, Kitas und Vereinen in 
den Städten Bad Vilbel und Karben. Ihre Aufgabe ist sowohl die Breiten- als auch die Spitzenförderung. Die Städte 
Bad Vilbel und Karben leisten mit Abstand den größten Förderbeitrag und unterstützen die Musikschule 
gemeinsam finanziell, materiell und ideell, um Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen ein besonderes 
Bildungsangebot zu bieten. Die Unterstützung der in beiden Städten wirkenden Musikschule ist ebenfalls ein 
gelungenes Beispiel für erfolgreiche interkommunale Zusammenarbeit. Die Musikschule Bad Vilbel & Karben 
finanziert sich zu 61 % aus Unterrichtserlösen und zu 30,6 % aus den Zuschüssen der beiden Städte. Der Rest 
sind Landes-, Kreis- und sonstige Mittel. Sowohl für die Musikschule zur Finanzierung des laufenden Betriebs 
(überwiegend Lohnkosten, die natürlich auch an der allgemeinen Gehaltsentwicklung teilnehmen) wie auch für die 
Städte Bad Vilbel und Karben bedarf es einer Planungssicherheit über die jährlichen Haushaltsplanungen hinaus. 
Bereits in den Jahren 2012 und 2017 haben die beiden Städte mit der Musikschule eine Finanzierungvereinbarung 
für die Jahre 2013-2016 bzw. 2017-2020 sowie 2021-2022 und auch 2023-2024 geschlossen. Die 
Stadtverordnetenversammlung hatte in der Vergangenheit einstimmig diesen Vereinbarungen zugestimmt. Da die 
bestehende Vereinbarung Ende des Jahres ausläuft, wurden Verhandlungen über eine Fortführung getroffen.  
 
Die Gespräche mit dem Vorstand der Musikschule waren geprägt durch die Auswirkungen des so genannten 
„Herrenberg-Urteils“ des Bundessozialgerichts (BSG). Das BSG hat sich mit der Frage befasst, ob eine Lehrkraft 
in einer Musikschule in der Trägerschaft der Stadt Herrenberg abhängig beschäftigt und damit 
sozialversicherungspflichtig ist oder ob es sich um eine freiberufliche Tätigkeit handelt. Typische Anhaltspunkte 
für eine Beschäftigung sind eine Tätigkeit nach Weisungen und die Eingliederung in die Arbeitsorganisation des 
Weisungsgebers. Nach ständiger Rechtsprechung setzt eine Beschäftigung voraus, dass der /die Beschäftigte 
vom Arbeitgeber persönlich abhängig ist. Davon ist auszugehen, wenn der/die Beschäftigte seine/ihre Tätigkeit 
nicht frei gestalten kann, sondern in einen fremden Betrieb eingegliedert ist und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und 
Art der Arbeitsausführung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegt. Insbesondere die Frage der 
betrieblichen Eingliederung wurde durch das Urteil in ihrer Wertung verschärft. Vor diesem Hintergrund ist eine 
Beschäftigung von Lehrkräften an Musikschulen als Honorarkräfte i. d. R. nicht mehr möglich. Die Rechtsprechung 
macht somit die Überleitung von Honorarverträgen in Anstellungsverträge für Musikschullehrkräfte dringend 
erforderlich. Da mit einer fehlerhaften Einschätzung sowohl das Risiko von hohen Rückzahlungsforderungen der 
Sozialversicherung als auch strafrechtliche Risiken (Sozialversicherungsbetrug oder Vorenthalten und 
Veruntreuen von Arbeitsentgelt) einhergehen, ist die Abgrenzungsfrage von hoher Relevanz. Derzeit arbeiten an 
der Musikschule Bad Vilbel & Karben 35 festangestellte und ebenso viele Honorarkräfte. Der Anteil der 
angestellten Lehrkräfte und Honorarkräfte gemessen an den Jahreswochenstunden beträgt etwa 2/3 zu 1/3. Dies, 
verbunden mit der Angleichung der Löhne an die Abschlüsse des TVöD führt zu einem erhöhten Finanzbedarf der 
Musikschule.  
 
Nach Gesprächen mit dem Vorstand der Musikschule und der Stadt Karben hat man sich, vorbehaltlich der 
Zustimmung der Gremien, auf eine Fortschreibung dieser Vereinbarung für die Jahre 2025 bis 2027 (drei Jahre 
Laufzeit) geeinigt, die die Zuschussbeträge der beiden Städte für das Jahr 2025 um 10 % erhöht, 2026 nochmals 
eine 5%ige Steigerung vorsieht und 2027 auf demselben Niveau belässt. Der bewährte Pakt zwischen Städten 
und Eltern bleibt bestehen, d. h. die Erhöhung der kommunalen Zuschüsse erfolgt im Gegenzug mit einer 
Erhöhung der Unterrichtsentgelte. Diese erhöhen sich 2025 um 10 %, bleiben 2026 konstant und erhöhen sich 
2027 um 5 %. Die Finanzplanung ist als Anlage beigefügt.  
 
Neben den Zuschüssen leistet die Stadt Bad Vilbel auch einen Zuschuss Miet- und Nebenkosten in Höhe von 
jährlich 80.000 €. Hierbei handelt es sich um einen durchlaufenden Posten, weil derselbe Betrag der Stadt Bad 
Vilbel wieder zurückerstattet wird. Er drückt jedoch aus, dass das finanzielle Engagement der Stadt eigentlich noch 
größer ist. 

 
 
Beschlussvorschlag 
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Die Stadtverordnetenversammlung genehmigt die Fortschreibung der Vereinbarung der Städte Bad Vilbel und 
Karben mit der Musikschule Bad Vilbel & Karben e. V. auch für die Jahre 2025 bis 2027. Hierbei erhöht sich der 
Zuschuss der Stadt Bad Vilbel in 2025 um 10 % auf 502.887 € sowie um 5 % im Jahr 2026 auf 528.031 € und 
verbleibt dann in 2027 auf dem gleichen Niveau, also auf Höhe 528.031 €. Der Zuschuss zu Miet- und 
Nebenkosten verbleibt bei 80.000 € pro Jahr.  
   
Beschlussgrundlage 

 Beschluss der / des       vom:       X Freiwillige Leistung 
 (sonstige Beschlussgrundlage, z. B. Richtlinie)  Gesetzliche / vertragl. Leistung 

 
Haushaltsplan 
HB TB UB Haushaltsstelle Haushaltsjahr      Kostenstelle       
                  Kostenart       Kostenträger       

 
Finanzielle Auswirkungen: 

 Keine finanziellen Auswirkungen  Antrag auf Ausgabe nach § 100 HGO 
 Maßnahme wurde bei der Finanzplanung berücksichtigt  Antrag auf Deckung durch Nachtrag 
 Deckung durch Budget X Folgekosten für zukünftige Jahre 

 
Ökologische und klimatische Auswirkungen: 
Keine 

 
 
 
 

 
Gesehen und einverstanden: 

 

(Sachbearbeiter / Fachbereichsleiter)  (Dezernent ) 
 




